
URTEIL VOM 19. 9. 1985 — RECHTSSACHE 192/83 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 

19. September 1985 * 

In der Rechtssache 192/83 

Republik Griechenland, vertreten durch den Sonderberater im Außenministerium 
Yannos Kranidiotis, Zustellungsanschrift in Luxemburg: Botschaft der Republik 
Griechenland, 117, Val-Sainte-Croix, 

Klägerin, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsbera­
ter Dimitrios Gouloussis und das Mitglied ihres Juristischen Dienstes Bernhard 
Jansen als Bevollmächtigte, Zustellungsbevollmächtigter: Manfred Beschel vom Ju­
ristischen Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Nichtigerklärung der Verordnung Nr. 1615/83 der Kommission vom 
15. Juni 1983 zur Änderung der Verordnung Nr. 1602/82 zur Festsetzung der 
Koeffizienten, mit denen der für Tomatenmark und Trockenpflaumen festgesetzte 
Betrag der Produktionsbeihilfe und der für getrocknete Pflaumen (prunes d'Ente) 
festgesetzte Mindestpreis zu multiplizieren sind, und der Verordnung Nr. 1618/83 
der Kommission vom 15. Juni 1983 zur Festsetzung des den Erzeugern zu zahlen­
den Mindestpreises sowie des Betrages der Produktionsbeihilfe für bestimmte Ver­
arbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse für das Wirtschaftsjahr 1983/84, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Kammerpräsidenten 
G. Bosco, O. Due und C. Kakouris, der Richter P. Pescatore, T. Koopmans, 
U. Everling, K. Bahlmann und R. Joliét, 

Generalanwalt: Sir Gordon Slynn 
Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 27. Fe­
bruar 1985, 

folgendes 

* Verfahrenssprache: Griechisch. 
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URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Die Republik Griechenland hat mit Klageschrift, die am 12. September 1983 bei 
der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 173 Absatz 1 
EWG-Vertrag Klage erhoben auf Nichtigerklärung der Verordnung Nr. 1615/83 
der Kommission vom 15. Juni 1983 zur Änderung der Verordnung Nr. 1602/82 
zur Festsetzung der Koeffizienten, mit denen der für Tomatenmark festgesetzte 
Betrag der Produktionsbeihilfe zu multiplizieren ist (ABl. L 159, S. 48), und der 
Verordnung Nr. 1618/83 der Kommission vom 15. Juni 1983 zur Festsetzung des 
den Erzeugern zu zahlenden Mindestpreises sowie des Betrages der Produktions­
beihilfe für bestimmte Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse für das 
Wirtschaftsjahr 1983/84 (ABl. L 159, S. 52), soweit diese Verordnung die Festset­
zung der Produktionsbeihilfe für Tomatenmark und für Pfirsiche in Sirup betrifft. 

Rechtlicher Rahmen und Gegenstand des Rechtsstreits 

2 Zur Bestimmung des rechtlichen Rahmens des Rechtsstreits ist darauf zu verwei­
sen, daß mit der Verordnung Nr. 516/77 des Rates vom 14. März 1977 (ABl. 
L 73, S. 1) sämtliche Bestimmungen über die gemeinsame Marktorganisation für 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse kodifiziert wurden und nach Arti­
kel 20 dieser Verordnung die Verwaltung der Marktorganisation der Kommission 
übertragen ist, die nach dem sogenanten „Verwaltungsausschußverfahren" ent­
scheidet. Mit der Verordnung Nr. 1152/78 vom 30. Mai 1978 (ABl. L 144, S. 1) 
ergänzte der Rat diese Marktorganisation, indem er in die Verordnung 
Nr. 516/77 eine Reihe von neuen Artikeln (die Artikel 3a bis 3c) einfügte, durch 
die für bestimmte Erzeugnisse, darunter Tomatenmark (Tomatenkonzentrate) und 
Pfirsiche in Sirup, eine Produktionsbeihilferegelung eingeführt wurde. Laut der 
Begründung dieser Verordnung soll mit dieser Regelung „die Wettbewerbsfähig­
keit der Gemeinschaftserzeugnisse ... erhöht werden, indem Maßnahmen getroffen 
werden, die den Absatz dieser Erzeugnisse zu Preisen ermöglichen, die gegenüber 
den Preisen der wichtigsten Erzeugerdrittländer konkurrenzfähig sind". 
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3 Nach Artikel 3a stützt sich die Beihilferegelung auf Verträge zwischen den Erzeu­
gern und den Verarbeitern. Für die im Rahmen dieser Verträge durchgeführten 
Lieferungen wird ein „Mindestpreis" festgesetzt, den die Verarbeiter den Erzeu­
gern zu zahlen haben. Dieser Preis wird anhand des Durchschnitts der Preise für 
das Ausgangserzeugnis berechnet, die von den Verarbeitern während des Wirt­
schaftsjahres gezahlt wurden, das dem, für das der Mindestpreis festgesetzt wird, 
vorausgeht; der Mindestpreis wird für jedes Wirtschaftsjahr unter Berücksichti­
gung der Entwicklung sowohl der Preise des Ausgangserzeugnisses als auch der 
Produktionskosten neu festgesetzt. 

4 Nach Artikel 3b wird der Betrag der Beihilfe so festgesetzt, daß er den Unter­
schied zwischen den Preisen der Gemeinschaftserzeugnisse und denen der Erzeug­
nisse der Drittländer ausgleicht. Dabei wird der Preis der Gemeinschaftserzeug­
nisse unter Berücksichtigung des nach Artikel 3a festgesetzten Mindestpreises und 
der „Verarbeitungskosten" — ohne Berücksichtigung der Unternehmen mit den 
höchsten Kosten — festgestellt. 

5 Nach Artikel 3c werden die Durchführungsbestimmungen zu den Artikeln 3a und 
3b nach dem Verfahren des Artikels 20, das heißt von der Kommission im „Ver­
waltungsausschußverfahren", erlassen. Die Festsetzung der Beihilfe und des Min­
destpreises erfolgt nach demselben Verfahren. 

6 Aufgrund von Artikel 3c der Verordnung Nr. 516/77 setzte die. Kommission die 
Beihilfen für die folgenden Wirtschaftsjahre fest. Bei Tomatenmark wurde die Bei­
hilfe für ein in bezug auf den Eindickungsgrad genormtes Erzeugnis mit einem 
Gehalt an Trockensubstanz zwischen 28 und 30 %, verpackt in Standardumschlie­
ßungen eines bestimmten, von Wirtschaftsjahr zu Wirtschaftsjahr wechselnden Ge­
wichts, festgesetzt. Mit der Verordnung. Nr. 1610/78 vom 10. Juli 1978 (ABl. 
L 188, S. 19) setzte die Kommission „Koeffizienten" fest, um sowohl den ver­
schiedenen Eindickungsgraden des Erzeugnisses als auch der Tatsache Rechnung 
zu tragen, daß sich Umschließungen, die kleiner sind als die Standardverpackung, 
auf die bei der Festsetzung der Produktionsbeihilfe abgestellt worden ist, stärker 
auf den Preis auswirken. Diese Koeffizienten werden auf den Betrag der für das 
Standarderzeugnis festgesetzten Beihilfe und nicht auf die verschiedenen Elemente 
angewandt, die zur Bestimmung der Höhe der Beihilfe herangezogen worden sind. 

7 An diesem Punkt der Entwicklung der gemeinschaftsrechtlichen Regelung kam die 
Akte über den Beitritt Griechenlands (ABl. 1979 L 291, S. 17) zustande. Die Ar-
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tikel 58 und 59 dieser Akte sehen eine allmähliche Annäherung der griechischen 
Agrarpreise an das Niveau der Preise vor, die sich aus den verschiedenen gemein­
samen Marktorganisationen ergeben. Als Ausgangspunkt gewährleistet Artikel 58 
Absatz 2 den griechischen Erzeugern Marktpreise, welche den zuvor nach der in­
nerstaatlichen Regelung erzielten Marktpreisen gleichkommen. Nach Artikel 59 
Absatz 2 erfolgt die Annäherung bei Verarbeitungserzeugnissen aus Tomaten oder 
Pfirsichen, für welche die Verordnung Nr. 516/77 gilt, in sieben, in der Bestim­
mung genau festgelegten Stufen. 

8 Artikel 103 der Beitrittsakte bestimmt, wie die Beihilferegelung der Verordnung 
Nr. 516/77 auf Griechenland Anwendung findet. Nach Artikel 103 Nr. 1 wird 
der in Artikel 3a der Verordnung Nr. 516/77 genannte Mindestpreis auf der 
Grundlage der den Erzeugern für das zur Verarbeitung bestimmte Erzeugnis in 
Griechenland gezahlten Preise festgesetzt, die zuvor nach der innerstaatlichen Re­
gelung während eines festzulegenden repräsentativen Zeitraums festgestellt wur­
den. Dieser Zeitraum wurde mit der Verordnung Nr. 41/81 des Rates vom 1. Ja­
nuar 1981 (ABl. L 3, S. 12) festgelegt. 

9 Nach Artikel 103 Nr. 3 wird der Betrag der in Griechenland gewährten Gemein­
schaftsbeihilfe so festgesetzt, daß der Unterschied zwischen den nach Artikel 3b 
der Verordnung Nr. 516/77 ermittelten Preisen der Erzeugnisse der dritten Län­
der und den Preisen für griechische Erzeugnisse ausgeglichen wird, wobei der wie 
oben beschrieben festgestellte Mindestpreis und die „in Griechenland entstehenden 
Verarbeitungskosten" berücksichtigt werden. 

10 Aufgrund all dieser Bestimmungen setzte die Kommission — erstmals mit ihrer 
Verordnung Nr. 1963/81 vom 10 Juli 1981 (ABl. L 192, S. 16) — für das Wirt­
schaftsjahr 1981/82 unterschiedlich hohe Produktionsbeihilfen für die Mitglied­
staaten außer Griechenland einerseits und für Griechenland andererseits fest. 
Gleichzeitig setzte sie mit ihrer Verordnung Nr. 1962/81 vom 10. Juli 1981 (ABl. 
L 192, S. 13) die Koeffizienten fest, mit denen die je nach Verpackung des Er­
zeugnisses unterschiedlichen Kosten berücksichtigt werden sollten. Diese Verord­
nung entspricht im wesentlichen der ursprünglichen Verordnung Nr. 1610/78. 

1 1 Für das "Wirtschaftsjahr 1982/83 wurden die Produktionsbeihilfen — wiederum 
nach den gleichen Grundsätzen — mit der Verordnung Nr. 1585/82 der Kommis­
sion vom 12. Juni 1982 festgesetzt; gleichzeitig wurden die Koeffizienten mit der 
Verordnung Nr. 1602/82 der Kommission vom 22. Juni 1982 (ABl. L 179, S. 16) 
beibehalten. 
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12 Für das Wirtschaftsjahr 1983/84 wurden die Beihilfen mit der Verordnung 
Nr. 1618/83 der Kommission vom 15. Juni 1983 (ABl. L 159, S. 52) festgesetzt. 
Mit der Verordnung Nr. 1615/83 der Kommission vom 15. Juni 1983 (ABl. 
L 159, S. 48) wurden die mit der Verordnung Nr. 1602/82 festgesetzten Koeffi­
zienten für dieses Wirtschaftsjahr beibehalten. 

1 3 Nur die beiden zuletzt angeführten Verordnungen sind Gegenstand der Nichtig­
keitsklage der Republik Griechenland. Den Klageanträgen und den Erläuterungen 
während des Verfahrens ist ferner zu entnehmen, daß sich die Klage in Wirklich­
keit nur auf bestimmte Punkte dieser Verordnungen bezieht, nämlich 

a) bei der Verordnung Nr. 1618/83: auf die Höhe der den griechischen Erzeu­
gern für Tomatenkonzentrate (Artikel 1 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich) 
und für Pfirsiche in Sirup (Artikel 6 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich) gewähr­
ten Beihilfe, wobei lediglich die Bestimmung der „Verarbeitungskosten" ange­
fochten wird; 

b) bei der Verordnung Nr. 1615/83: auf die Koeffizienten, soweit sie für kleinere 
Verpackungen gelten als die Umschließung von 1,5 kg, auf die die Verordnung 
Nr. 1618/83 als Standardverpackung abstellt. 

1 4 In dem so umrissenen Rahmen sind die Rügen zu prüfen, die die Republik Grie­
chenland gegen die mit der vorliegenden Klage angefochtenen beiden Verordnun­
gen erhebt. 

Zur Frage der „Verarbeitungskosten" 

15 Die Republik Griechenland rügt insoweit zum einen, daß die Kommission die tat­
sächlich anfallenden Verarbeitungskosten für Tomatenmark und Pfirsiche in Sirup 
nicht richtig festgestellt habe, und zum anderen, daß die in Drachmen ausgedrück­
ten Beträge nach einem unangemessenen Verfahren in ECU umgerechnet worden 
seien. 

Tur Methode der Kostenermittlung 

16 Die Republik Griechenland verweist darauf, daß die Kommission nach Artikel 103 
der Beitrittsakte verpflichtet sei, die Beihilfe für die griechischen Erzeuger auf der 
Grundlage der Gesamtkosten der griechischen Erzeugnisse, d. h. des Preises des 
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Ausgangsstoffes und der in Griechenland entstehenden Verarbeitungskosten, fest­
zusetzen. Auf Verlangen der Kommission habe sie dieser für das Wirtschaftsjahr 
1983/84 die gewichteten durchschnittlichen Verarbeitungskosten für Tomaten und 
Pfirsiche mitgeteilt, die, aufgrund einer repräsentativen Umfrage bei den in Grie­
chenland ansässigen Verarbeitungsbetrieben festgestellt worden seien. Die Kom­
mission habe diese Angaben mit der Begründung zurückgewiesen, sie seien will­
kürlich und die Republik Griechenland habe es unterlassen, ihre Berechnungsme­
thode zu rechtfertigen. Die Kommission habe ihrerseits unter Anwendung einer 
pauschalierenden Berechnungsmethode die Verarbeitungskosten für das "Wirt­
schaftsjahr 1983/84 auf der Grundlage der für das vorangegangene Wirtschafts­
jahr herangezogenen, um eine Inflationsrate erhöhten Kosten festgestellt. Die 
Kommission habe somit ein Griechenland durch die Beitrittsakte verbürgtes Recht 
verletzt, indem sie keine spezifische und fundierte Ermittlung der Verarbeitungs­
kosten vorgenommen habe. 

17 Zu ihrer Verteidigung trägt die Kommission vor, Artikel 103 Nr. 3 der Beitritts­
akte verpflichte sie zwar dazu, bei der Berechnung der Beihilfe die in Griechen­
land entstehenden Verarbeitungskosten zu berücksichtigen, schreibe jedoch keine 
bestimmte Methode für die Ermittlung dieser Kosten vor. Sie habe für das frag­
liche Wirtschaftsjahr auf Griechenland genau dieselbe Methode wie auf alle ande­
ren Mitgliedstaaten angewandt, d. h., sie habe die von den nationalen Behörden 
angegebenen Verarbeitungskosten akzeptiert, soweit sie die für das vorangegan­
gene Wirtschaftsjahr zugrunde gelegten und um die während des entsprechenden 
Jahres festgestellte Inflationsrate erhöhten Verarbeitungskosten nicht überstiegen 
hätten. Im Falle Griechenlands habe diese von den Währungsbehörden der Repu­
blik Griechenland ermittelte Inflationsrate für den betreffenden Zeitraum 19,1 % 
betragen. Da die von den griechischen Behörden angegebenen Beträge diese 
Grenze überstiegen hätten, habe sie ihren Berechnungen die für das vorangegan­
gene Wirtschaftsjahr geltenden, um die griechische Inflationsrate erhöhten Verar­
beitungskosten als „in Griechenland entstehende Verarbeitungskosten" im Sinne 
von Artikel 103 Nr. 3 zugrunde gelegt. 

18 Zur Beurteilung der Rüge der Republik Griechenland ist zunächst die Bedeutung 
des Artikels 103 im Zusammenhang der Beitrittsakte und sein Verhältnis zur Ver­
ordnung Nr. 516/77 zu klären. 

19 Nach Artikel 2 der Beitrittsakte „[sind] vom Zeitpunkt des Beitritts an ... die ur­
sprünglichen Verträge und die Rechtsakte der Organe der Gemeinschaften für die 
Republik Griechenland verbindlich und gelten in diesem Staat in Übereinstimmung 
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mit den genannten Verträgen und dieser Akte". Demnach gelten die Verordnung 
Nr. 516/77 und die zu ihrer Durchführung getroffenen Maßnahmen für die Re­
publik Griechenland vorbehaltlich der Sonderbestimmungen der Übergangsrege­
lung in den Artikeln 58, 59 und 103 der Beitrittsakte. 

20 Nach Artikel 58 werden die in Griechenland anzuwendenden Preise „nach den in 
der gemeinsamen Marktorganisation für den betreffenden Warenbereich vorgese­
henen Regeln" festgesetzt. Neben der allmählichen Annäherung dieser Preise nach 
dem in Artikel 59 vorgesehenen Rhythmus sieht Artikel 103 für die Art und Weise 
der Anwendung der Beihilferegelung des Artikels 3 a der Verordnung Nr. 516/77 
in Griechenland zwei Besonderheiten vor. Zum einen wird der Mindestpreis, an­
hand dessen die Beihilfe berechnet wird, auf der Grundlage der Preise festgesetzt, 
die vor dem Beitritt nach der innerstaatlichen griechischen Regelung festgestellt 
wurden; die Festsetzung des Mindestpreises ist im vorliegenden Fall nicht streitig. 
Zum anderen regelt Artikel 103 Nr. 3 die Ermittlung der Verarbeitungskosten; 
zu berücksichtigen sind danach nicht die in der Gemeinschaft in ihrer früheren 
Zusammensetzung festgestellten, sondern die „in Griechenland entstehenden" Ko­
sten. 

21 Vorbehaltlich dieser Sonderregeln gelten die Verordnung Nr. 516/77 und die zu 
ihrer Durchführung getroffenen Maßnahmen in Griechenland wie in den anderen 
Mitgliedstaaten, wie es in Artikel 40 Absatz 3 Unterabsatz 3 EWG-Vertrag heißt, 
nach gemeinsamen Grundsätzen und einheitlichen Berechnungsmethoden. Zu die­
sen Grundsätzen und Methoden gehören die Verfahren, die die Kommission bei 
der ihr durch die Grundverordnung übertragenen Verwaltung des Beihilfesystems 
anwendet. Die Kommission konnte deshalb zulässigerweise auf den griechischen 
Markt die Methode anwenden, die sie gewählt hatte, um beim Übergang von 
einem Wirtschaftsjahr zum anderen die Preise und die anderen bei der Berechnung 
der Beihilfen heranzuziehenden Faktoren zu aktualisieren. Wenn dabei die in 
Griechenland festgestellte Inflationsrate verwendet wird, um den neuesten Stand 
der Verarbeitungskosten zu ermitteln, so verstößt dies grundsätzlich nicht gegen 
Artikel 103 Nr. 3, denn diese Methode läßt eine realistische Schätzung der Ent­
wicklung der in die Berechnung der Beihilfe eingehenden gewerblichen Kosten in 
diesem Staat zu. 

22 Wenn die griechische Regierung der Auffassung war, daß der Anstieg der Verar­
beitungskosten in den beiden betroffenen Gewerbezweigen während des in Be­
tracht kommenden Zeitraums höher war als die allgemeine Inflationsrate, so oblag 
es ihr, für das - Vorliegen dieser Abweichung gegenüber der allgemeinen Wirt­
schaftsentwicklung Beweise beizubringen. 
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23 Da die von der klägerischen Regierung während des Verfahrens eingereichten 
Schriftsätze über die Wiederholung der ursprünglichen Zahlen hinaus insoweit 
keine Angabe enthielten, hat der Gerichtshof hierzu im Zuge der Sachaufklärung 
eine besondere Frage gestellt. Aus deren Beantwortung — einer bloßen Bekräfti­
gung der bereits bekannten Zahlen — haben sich keine neuen Gesichtspunkte er­
geben, aus denen geschlossen werden könnte, daß die allgemeine Inflationsrate 
kein repräsentativer Indikator der tatsächlichen Entwicklung der in Griechenland 
entstehenden Verarbeitungskosten vom Wirtschaftsjahr 1982/83 zum Wirtschafts­
jahr 1983/84 wäre. 

24 Somit ist die erste von der Republik Griechenland gegen die Ermittlung der in 
Griechenland entstehenden Verarbeitungskosten erhobene Rüge zu verwerfen. 

Zur Umrechnungsmethode 

25 In zweiter Linie rügt die Republik Griechenland, daß die Kommission zur Berech­
nung der Beihilfen zunächst den Preis der griechischen Erzeugnisse in italienische 
Lire umgerechnet und dann den Betrag der Beihilfen in ECU ausgedrückt habe. 
Diese Berechnungsmethode sei bereits an sich unzulässig, weil sie eine Steigerung 
der Produktionskosten für die Staaten mit schwächerer Inflation als Italien und 
entsprechend eine Verminderung der Beihilfe für die Staaten bewirke, die wie 
Griechenland eine stärkere Inflation zu verzeichnen hätten. Darüber hinaus habe 
die von der Kommission praktizierte Methode, den am Tag der Berechnung der 
Beihilfe geltenden Wechselkurs anzuwenden, wegen einer im Jahre 1982 eingetre­
tenen Abwertung der Drachme zu einer Verzerrung bei der Ermittlung der Verar­
beitungskosten geführt. Da nämlich auf die Verarbeitungskosten abzustellen sei, 
die in dem entsprechenden Wirtschaftsjahr entstanden seien, hätte die Kommission 
statt des zum Zeitpunkt der Berechnung der Beihilfe geltenden Umrechnungs­
kurses von 17,19 LIT den bei Eingehung der Ausgabenverpflichtungen geltenden 
Umrechnungskurs von 20,45 LIT für eine Drachme heranziehen müssen. Die An­
wendung des niedrigeren Kurses habe zu einer beträchtlichen Herabsetzung des 
Betrags der Verarbeitungskosten und damit des Betrags der Beihilfe geführt. 

26 Dem hält die Kommission entgegen, sie habe die Lira ständig als Rechnungswäh­
rung für die Berechnung der streitigen Beihilfen verwendet, da Italien — jedenfalls 
in der früheren Gemeinschaft — der Haupterzeuger der fraglichen Waren gewe­
sen sei. Sie habe es für normal gehalten, dieselbe Berechnungsmethode nach dem 
Beitritt Griechenlands auch auf griechische Erzeugnisse anzuwenden. Die Verwen­
dung des am Tage der Berechnung der Beihilfe geltenden Wechselkurses sei die 
beste Methode, um die Verarbeitungskosten im Zusammenhang mit den anderen 
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bei der Berechnung der Beihilfe berücksichtigten Daten den aktuellen Gegebenhei­
ten anzupassen. Ferner müsse sie aus Gründen der Gleichbehandlung die Umrech­
nungen für alle Mitgliedstaaten auf dieselbe Weise vornehmen; als einziger Zeit­
punkt komme dafür aus praktischen Gründen der Zeitpunkt der Festsetzung des 
Betrags der Beihilfe in Betracht. 

27 Zu den von der Regierung der Republik Griechenland vorgetragenen Rügen ist 
folgendes zu bemerken: Zunächst kann der Kommission kein Vorwurf daraus ge­
macht werden, daß sie für die unerläßlichen Umrechnungen die Währung eines 
der Mitgliedstaaten gewählt und erst dann den Betrag der Beihilfe in einer gemein­
schaftlichen Werteinheit ausgedrückt hat. Der Umstand, daß Italien von jeher in 
der Gemeinschaft der Haupterzeuger der fraglichen Waren war, rechtfertigt die 
Verwendung der italienischen Lira. Die Heranziehung einer bestimmten Währung 
als Rechnungswährung für die notwendigen Umrechnung^- und Berechnungsvor­
gänge kann nicht zu Verzerrungen führen, solange nur dieselbe Währung einheit­
lich für dieselben Vorgänge verwendet wird. 

28 Die Verwendung des zum Zeitpunkt der Berechnung der Beihilfe geltenden Wech­
selkurses durch die Kommission erweist sich ebenfalls als gerechtfertigt, da es sich 
bei der Beihilfe um eine Leistung handelt, mit der nicht in der Vergangenheit ge­
machte Auslagen erstattet werden sollten, sondern die Wettbewerbslage der Ge­
meinschaftserzeugung für das kommende Wirtschaftsjahr bestimmt werden sollte. 
Die Kommission hat deshalb mit guten Gründen alle die Festsetzung der Beihilfe 
möglicherweise beeinflussenden Daten einschließlich der anzuwendenden Wech­
selkurse auf den Stand desselben Tages gebracht. Hätte die Kommission bei einem 
bestimmten Mitgliedstaat einen bereits überholten Wechselkurs herangezogen, so 
hätte dies die Gleichbehandlung der Mitgliedstaaten beeinträchtigt und darüber 
hinaus in einer Situation variabler Wechselkurse eine der Funktionsfähigkeit des 
Beihilfesystems abträgliche Unsicherheit geschaffen. Sonach hat die Kommission 
zu Recht einheitlich die am Tage der Berechnung der Beihilfe geltenden Wechsel­
kurse angewandt. 

29 Somit ist diese Rüge ebenfalls zu verwerfen. 

Zur Rüge der falschen Festsetzung der Koeffizienten 

30 Zur Verordnung Nr. 1615/83, mit der die für die Beihilfe für Tomatenmark gel­
tenden Koeffizienten nach Maßgabe der Verpackungsgröße festgesetzt wurden, 
führt die Republik Griechenland aus, die griechischen Erzeuger, die für ihr Er-
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zeugnis gewöhnlich kleinere Umschließungen als die in der Verordnung 
Nr. 1618/83 zugrunde gelegte Standardverpackung verwendeten, würden dadurch 
benachteiligt, daß bei den verschiedenen Gewichtskategorien ein und derselbe 
Koeffizient auf einen Beihilfebetrag angewandt werde, der für die griechischen 
Erzeuger niedriger sei als für die Erzeuger in den anderen Mitgliedstaaten. Diese 
mit dem Diskriminierungsverbot des Artikels 40 Absatz 3 Unterabsatz 2 EWG-
Vertrag und Artikel 103 Nr. 3 der Beitrittsakte unvereinbare unterschiedliche Be­
handlung werde in der Begründung der angefochtenen Verordnung in keiner 
Weise gerechtfertigt. 

31 Die Kommission macht zu ihrer Rechtfertigung geltend, die auf der Erfahrung des 
internationalen Handels beruhende Verwendung von Koeffizienten stelle die tech­
nisch angemessenste Methode dar, um einen pauschalen Ausgleich der Mehrkosten 
zu gewährleisten, die durch Umschließungen einer kleineren Größe als derjenigen 
des Referenzerzeugnisses verursacht würden. Sie verfüge in bezug auf die anzu­
wendende Methode über einen weiten Ermessensspielraum. Da sich die Republik 
Griechenland dem abgeleiteten Recht insgesamt unterworfen habe, habe sie auch 
die Verordnung Nr. 1610/78 akzeptiert, mit der das System der Koeffizienten 
eingeführt worden sei. In den folgenden Wirtschaftsjahren sei das Koeffizienten­
system nie angefochten worden, und zwar weder von den alten Mitgliedstaaten 
noch von der Republik Griechenland. 

32 Zur Lösung dieser Streitfrage ist darauf zu verweisen, daß die mit der Klage ange­
fochtenen Koeffizienten tatsächlich aus der Zeit vor dem Beitritt der Republik 
Griechenland stammen. Sie waren für Beihilfen geschaffen worden, die in der ge­
samten Gemeinschaft in ihrer früheren Zusammensetzung gleich hoch waren; sie 
blieben im wesentlichen unverändert, nachdem die Beihilfebeträge nach dem Bei­
tritt aufgespalten wurden. 

33 Grundsätzlich ist das System der Koeffizienten nicht zu beanstanden, da sein 
Zweck laut der Präambel der Verordnung Nr. 1610/78 darin besteht, der Tat­
sache Rechnung zu tragen, daß sich die Unterschiede zwischen den vom Handel 
verwendeten Verpackungen und Aufmachungen und der Standardverpackung, auf 
die in den Verordnungen zur Festsetzung des Betrags der Beihilfe abgestellt wird, 
auf die Herstellungskosten auswirken. Der Kommission kann auch nicht das Recht 
streitig gemacht werden, auf diesem Gebiet auf pauschalierte Erfahrungswerte zu­
rückzugreifen. Es ist jedoch festzustellen, daß die Kommission einen technischen 
Fehler begangen hat, indem sie auf ein System von für die griechischen Erzeuger 
und die Erzeuger der anderen Mitgliedstaaten unterschiedlichen Beihilfen den Me­
chanismus für alle Erzeuger einheitlicher Koeffizienten, wie er vor dem Beitritt der 
Republik Griechenland funktionierte, übertragen hat. 

2811 



URTEIL VOM 19. 9. 1985 — RECHTSSACHE 192/83 

34 Denn es kann zwar angenommen werden, daß sich die Verpackungskosten in 
Griechenland nicht wesentlich von denen in der übrigen Gemeinschaft unterschei­
den; die Anwendung ein und desselben Koeffizienten auf verschiedene Beträge 
einer Beihilfe führt jedoch zu einer nicht gerechtfertigten Verringerung des Be­
trags der Beihilfe, die all jenen griechischen Erzeugern zusteht, deren Erzeugnis 
nicht der in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1618/83 beschriebenen Stan­
dardverpackung entspricht. Wenn in der angefochtenen Verordnung auch nichts 
darauf hindeutet, daß eine Diskriminierung der Republik Griechenland beabsich­
tigt gewesen wäre, so hat gleichwohl die Anwendung der Koeffizienten eine objek­
tive Ungleichbehandlung zumindest bestimmter Erzeuger dieses Staats bewirkt. 
Das Ergebnis der Anwendung dieser Koeffizienten in Griechenland läuft somit Ar­
tikel 40 Absatz 3 Unterabsätzen 2 und 3 EWG-Vertrag zuwider, die die Gleich­
behandlung aller Erzeuger der Gemeinschaft gebieten; es ist darüber hinaus geeig­
net, die Erreichung des Ziels der Verordnung Nr. 516/77 zu beeinträchtigen, das 
darin besteht, die Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaftserzeugung gegenüber 
den Preisen der Konkurrenten in Drittländern zu gewährleisten. 

35 Die Verordnung Nr . , 1615/83 ist somit für nichtig zu erklären, soweit das Koeffi­
zientensystem für die griechischen Erzeuger zu einem unzureichenden Ausgleich 
der Verarbeitungsmehrkosten, die durch Abweichungen von der Standardverpak-
kung der Verordnung Nr . 1618/83 entstehen, und damit zu einer unangemesse­
nen Festsetzung des Betrags der Beihilfe für bestimmte Produktionsarten führt. 

36 Nach Artikel 176 EWG-Vertrag ist es Sache der Kommission, für Griechenland 
neue Koeffizienten festzusetzen oder irgendeine andere Ausgleichsregelung zu 
schaffen, die der Unterschiedlichkeit der Beihilferegelung für Griechenland einer­
seits und für die anderen Mitgliedstaaten andererseits Rechnung tragen. 

Kosten 

37 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Nach § 3 Absatz 1 dieses Artikels kann der Ge­
richtshof die Kosten jedoch ganz oder teilweise gegeneinander aufheben, wenn 
jede Partei teils obsiegt, teils unterliegt. Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß die 
Rügen der Republik Griechenland zurückzuweisen sind, soweit sie gegen die Ver­
ordnung Nr. 1618/83 gerichtet sind, wohingegen die Klage erfolgreich ist, soweit 
sie sich gegen die Verordnung Nr. 1615/83 richtet. Unter diesen Umständen sind 
die Kosten gegeneinander aufzuheben. 
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GRIECHENLAND / KOMMISSION 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden : 

1) Die Verordnung Nr. 1615/83 der Kommission vom 15. Juni 1983 zur Ände­
rung der Verordnung Nr. 1602/82 zur Festsetzung der Koeffizienten, mit denen 
der für Tomatenmark festgesetzte Betrag der Produktionsbeihilfe zu multiplizie­
ren ist, wird für nichtig erklärt, soweit die mit dieser Verordnung festgesetzten 
Koeffizienten in bezug auf den Ausgleich der Mehrkosten, die durch die Ver­
wendung kleinerer Umschließungen als der Standardverpackung des Artikels 1 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 1618/83 der Kommission vom 15. Juni 1983 zur 
Festsetzung des den Erzeugern zu zahlenden Mindestpreises sowie des Betrages 
der Produktionsbeihilfe für bestimmte Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 
Gemüse für das Wirtschaftsjahr 1983/84 verursacht werden, zu einer Ungleich­
behandlung der Republik Griechenland gegenüber den anderen Mitgliedstaaten 
führen. 

2) Im übrigen wird die Klage abgewiesen. 

3) Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

Mackenzie Stuart Bosco Due Kakouris 

Pescatore Koopmans Everling Bahlmann Joliét 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 19. September 1985. 

Der Kanzler 

P. Heim 
Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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